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Patienten in ge-
schlossenen Abtei-
lungen mit Videoka-
meras zu überwa-
chen, ist eine weit-
verbreitete Praxis in
psychiatrischen Kli-
niken. Für eine per-
sönliche Überwa-
chung fehlt häufig
das Personal. Doch
diese Praxis verstößt

gegen elementare Grundsätze des Daten-
schutzes, wegen des erheblichen Kon-
troll- und Einschüchterungspotenzials
der Videoüberwachung. In der Psychiatrie
darf sie deshalb nur in Einzelfällen ange-
ordnet werden und ist in Nordrhein-
Westfalen sogar gänzlich untersagt.
Nach §4 Abs.1 Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG) ist die Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung personenbezogener Daten
nur zulässig, soweit das Bundesdaten-
schutzgesetz oder eine andere Rechtsvor-
schrift dies erlaubt oder der Betroffene
eingewilligt hat. Selbst wenn ein Patient
einwilligungsfähig ist, wird es in den
meisten Fällen an der Freiwilligkeit der
Einwilligung fehlen. In Abhängigkeitsver-
hältnissen, etwa in einem Arbeitsverhält-
nis, halten Datenschützer eine freiwillige
Einwilligung für nahezu ausgeschlossen.
Wer zwangsweise aufgrund akuter Eigen-
oder Fremdgefährdung in die geschlosse-
ne Abteilung eines psychiatrischen Kran-
kenhauses eingewiesen wird, kann
schwerlich in eine Videoüberwachung
freiwillig einwilligen. Aber auch bei Pa-
tienten, die sich freiwillig in eine ge-
schlossene Behandlung begeben, kann
von Freiwilligkeit der Einwilligung keine
Rede sein, wenn etwa die Aufnahme in
die Klinik von der Einwilligung abhängig
gemacht wird.
Insofern bedarf die Videoüberwachung
einer gesetzlichen Grundlage. Ausdrück-
liche Regelungen finden sich im Bundes-
datenschutzgesetz oder den Datenschutz-
gesetzen der Bundesländer allerdings

kaum. §6b BDSG erfasst nur die Über-
wachung öffentlich zugänglicher Räume
wie etwa Bahnsteige, Ausstellungsräume
eines Museums, Verkaufsräume oder
Schalterhallen. Für Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen gelten in
Deutschland spezielle Gesetze. So haben
die einzelnen Bundesländer Gesetze über
den „Schutz“ oder „Hilfen“ für psychisch
kranke Menschen erlassen, zum Beispiel
in Bayern das Unterbringungsgesetz und
in Nordrhein-Westfalen das Gesetz über
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psy-
chischen Krankheiten (PsychKG). Nur die-
ses Gesetz enthält eine explizite Regelung
zur Videoüberwachung, nämlich ein ge-
nerelles Verbot [1].
2009 genehmigte der nordrhein-westfäli-
sche Sozialminister per Erlass die Video-
überwachung psychisch Kranker, um das
Personal in den geschlossenen Abteilun-
gen zu entlasten. Er hatte den Erlass auf
§6b BDSG gestützt, weil Klinikmitarbeiter
die Zimmer der Patienten ohne deren Ein-
verständnis betreten könnten, sodass es
sich um öffentlichen Raum handele. Der
Erlass löste eine politische Kontroverse
und heftige Proteste von Betroffenenver-
bänden aus. Daraufhin wurde im Novem-
ber 2011 eine neue Bestimmung in §20
PsychKG-NRW aufgenommen (Abs.2):
„Eine Beobachtung durch Einsatz techni-
scher Mittel zur Anfertigung von Bildauf-
nahmen und Bildaufzeichnungen sowie
zum Abhören und Aufzeichnen des gespro-
chenen Wortes ist verboten.“
In den übrigen Bundesländern könnte
man die Zulässigkeit aus den allgemeinen
Vorschriften über die Anordnung beson-
derer Sicherungsmaßnahmen in den je-
weiligen Unterbringungsgesetzen herlei-
ten. Trotzdem verstößt die gängige Praxis
vieler psychiatrischer Krankenhäuser, fi-
xierte und isolierte Patienten regelmäßig
mit Videokameras zu überwachen, gegen
das Datenschutzrecht. Übergreifende An-
forderungen an alle Maßnahmen, die den
Datenschutz betreffen, sind nämlich de-
ren Erforderlichkeit und Verhältnismäßig-
keit. Es darf kein milderesMittel zur Errei-

chung des angestrebten Zwecks geben,
welches das informationelle Selbstbe-
stimmungsrecht weniger beeinträchtigt,
und die Maßnahme darf nicht außer Ver-
hältnis zu dem Zweck stehen.
Nach Auffassung medizinischer Experten
ist die Videoüberwachung nicht nur un-
geeignet, den angestrebten Zweck zu er-
reichen, sondern geradezu kontraproduk-
tiv. Menschen, die stationärer psychiatri-
scher Behandlungen bedürfen, erleben
schwere und akute Krisen und Verstörun-
gen in Bezug auf die eigene Person und
andere Menschen. Zu den häufigen Symp-
tomen gehören Bedrohungsgefühle,
wahnhafte Verkennungen, Misstrauen
und paranoide Ängste. Die Betroffenen
brauchen Rahmenbedingungen und per-
sönliche Zuwendung, die ihnen helfen,
sich sicherer zu fühlen und Vertrauen
wiederzugewinnen. Eine Videoüberwa-
chung verstärke jedoch das Gefühl von
Schutzlosigkeit und Ausgeliefertsein.
Über die medizinische Diskussion hatMo-
rana Schütze eine Dissertation verfasst
[2]. Sehr instruktiv sind auch die Protokol-
le der öffentlichen Sitzung des Ausschus-
ses für Arbeit, Gesundheit, Soziales und
Integration im nordrhein-westfälischen
Landtag [3].
Als weniger einschneidende Maßnahme
kommt nach Auffassung von Fachleuten
vor allem die sog. Sitzwache in Betracht.
Gerade in Ausnahmesituationen sei per-
sönliche Betreuung nötig, um sich jeder-
zeit ein Bild von der Verfassung des fixier-
ten Patienten machen zu können. Betreu-
endes Personal müsse permanent als An-
sprechpartner und zum schnellen Ein-
greifen bei einer Gefährdung, etwa durch
beabsichtigte oder unbeabsichtigte Stran-
gulation, zur Verfügung stehen. Bei iso-
lierten Patienten ist ein Sichtfenster in
das Krankenzimmer das mildere Mittel.
Eine Überwachung rund um die Uhr ist
auf diese Weise nicht zu gewährleisten,
dürfte aber aus therapeutischen Gründen
ohnehin nicht bei jedem Patienten ange-
zeigt sein.
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Psychiatrische Kliniken sind auch nicht
aus haftungsrechtlichen Gründen gehal-
ten, Patienten in geschlossenen Abteilun-
gen mit Videokameras zu überwachen,
wie der folgende Fall belegt: Nachdem
sich ein junger Mann mit einem Messer
gefährliche Verletzungen zugefügt hatte,
wurde er wegen des Verdachts auf psy-
chotische Störungen in ein Intensivzim-
mer auf der geschlossen geführten Station
eines Osnabrücker Klinikums aufgenom-
men. Er wurdemit Medikamenten behan-
delt und verhielt sich an den folgenden
Tagen unauffällig. Bei einem Toiletten-
gang verletzte er sich nach einem raptus-
artigen Impuls die Augen so schwer, dass
er erblindete. Eine Klage des Patienten
auf Schadensersatz wegen Verletzung
von Aufsichtspflichten wurde vom Ober-
landesgericht Oldenburg in letzter Instanz
abgewiesen, weil bei Patienten mit dem
geschilderten Befund während eines Toi-
lettengangs nicht stets eine Begleitung
oder Videoüberwachung erforderlich ist
[4]. Das OLG macht sich in seiner Begrün-
dung folgende Ausführungen einer Sach-
verständigen zu eigen: „Derart einschnei-
dende Maßnahmen wie eine Begleitung
zu den Toilettengängen seien in Abwä-
gung des dadurch zu erwartenden Nut-
zens für den Patienten nicht angezeigt ge-
wesen. Eine Videoüberwachung erscheine
gerade auf einer psychiatrischen Akutsta-
tion nicht sinnvoll.“
Nach alldem ist die Beobachtung mittels
optisch-elektronischer Einrichtungen nur
in Ausnahmefällen erlaubt, zur Abwehr
spezifischer Gefahren für Leib und Leben

der Patienten oder Dritten oder zur Ver-
hinderung von Straftaten von erheblicher
Bedeutung. Der verantwortliche Arzt
muss im Einzelfall die Menschenwürde
und das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung des Patienten gegen dessen
Selbst- und Fremdgefährdungspotenzial
abwägen. Gehen von einem isolierten Pa-
tienten erhebliche Gefahren aus, ist eine
Videoüberwachung zu erwägen, wenn so
vermieden werden kann, dass er fixiert
werden muss; denn durch eine Fixierung
würden dessen Freiheitsrechte wesent-
lich stärker eingeschränkt. Die gezielte
Videoüberwachung bedarf der ärztlichen
Anordnung. Anlass, Anordnung, Umfang
und Dauer der Maßnahme sind zu doku-
mentieren und den Betroffenen oder de-
ren gesetzlicher Vertretung mitzuteilen.
Die Kameraaufnahmen sollten auf einem
Monitor gezeigt werden, der nur einem
begrenzten Personenkreis zugänglich ist,
und dürfen nicht aufgezeichnet werden.
Legt der verantwortliche Arzt bei der
Überwachung von Krankenzimmern
durch Videokameras zu großzügige
Maßstäbe an oder unterbleibt die einzel-
fallbezogene Abwägung ganz, weil die
Überwachung pauschal angeordnet wird,
drohen unter Umständen sogar straf-
rechtliche Konsequenzen. §201a StGB gilt
nämlich unter anderem auch für ärztliche
Behandlungszimmer und besonders gesi-
cherte Hafträume in Justizvollzugsanstal-
ten: „Wer von einer anderen Person, die
sich in einer Wohnung oder einem gegen
Einblick besonders geschützten Raum be-
findet, unbefugt Bildaufnahmen herstellt

oder überträgt und dadurch deren höchst-
persönlichen Lebensbereich verletzt, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bestraft.“
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